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Anlage zum Zuwendungsbescheid 
vom Aktenzeichen

 

Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur institutionellen Förderung (ANBest-I) 
Die ANBest-I enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) i.S. des § 36 des Bremischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (BremVwVfG) sowie notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestimmungen sind Bestandteil des Zuwen-
dungsbescheides, soweit dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.  
 
I N H A L T  
Nr. 1  Anforderung und Verwendung der Zuwendung Nr. 2 Nach-

trägliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der 
Finanzierung Nr. 3 Vergabe von Aufträgen  

Nr. 4  Inventarisierungspflicht  
Nr. 5  Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers  
Nr. 6  Buchführung  
Nr. 7  Nachweis der Verwendung  
Nr. 8  Prüfung der Verwendung  
Nr. 9  Erstattung der Zuwendung, Verzinsung  
 
1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung  
 
1.1  Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwen-

dungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet werden. Die 
Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.  

 
1.2  Alle eigenen Mittel und mit dem Zuwendungszweck zu-

sammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen 
Dritter) des Zuwendungsempfängers sind als Deckungs-
mittel für alle Ausgaben einzusetzen.  

 
1.3  Der Zuwendungsempfänger darf seine Beschäftigten finan-

ziell nicht besserstellen als vergleichbare Bedienstete der 
Stadt Bremerhaven. Höhere Entgelte als nach den gelten-
den Tarifbestimmungen des öffentlichen Dienstes für den 
Bereich des Magistrats der Stadt Bremerhaven sowie sons-
tige über- oder außertarifliche Leistungen dürfen nicht ge-
währt werden, soweit nicht die Bewilligungsbehörde vorher 
zugestimmt hat. Das gleiche gilt für Abweichungen von den 
Stellenplänen für Tarifbeschäftigte. 

 
1.4  Risiken für Schäden an Personen, Sachen und Vermögen 

dürfen nur versichert werden, soweit eine Versicherung 
gesetzlich vorgeschrieben bzw. im Zuwendungsbescheid 
zugelassen ist.  

 
1.5  Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert 

werden, als sie innerhalb von zwei Monaten nach der Aus-
zahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anforderung 
jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des Mittelbe-
darfs erforderlichen Angaben enthalten.  

 
1.6  Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen nur 

vereinbart oder bewirkt werden, soweit dies allgemein üblich 
oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist.  

 
1.7  Rücklagen und Rückstellungen, soweit sie nicht gesetzlich 

vorgeschrieben sind, dürfen nur nach Maßgabe des Zuwen-
dungsbescheides gebildet werden.  

 
2.  Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Ände-

rung der Finanzierung  
 
2.1  Ermäßigen sich nach der Bewilligung die im Haushalts- oder 

Wirtschaftsplan veranschlagten Gesamtausgaben, erhöhen 
sich die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel 
hinzu, so vermindert sich die Zuwendung  

 
2.1.1  bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen 

anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen 
und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,  

 
2.1.2  bei Fehlbetrags- und Vollfinanzierung um den vollen in 

Betracht kommenden Betrag,  

 
2.1.3  bei Festbetragsfinanzierung, wenn sich die zuwendungsfä-

higen Ausgaben auf einen Betrag unterhalb der Zuwendung 
ermäßigen, auf die Höhe der tatsächlichen zuwendungsfä-
higen Ausgaben.  

 
2.2  Die Zuwendung vermindert sich nur, soweit nicht die Bildung 

von Rücklagen oder Rückstellungen zugelassen ist.  
 
2.3  Bei einem sachlichen Zusammenhang von Mehreinnahmen 

und Mehrausgaben bzw. Mindereinnahmen und Minder-
ausgaben kann unter Berücksichtigung der Besonderheiten 
des Einzelfalles auf die Ermäßigung der Zuwendung ver-
zichtet werden.  

 
3.  Vergabe von Aufträgen  
 
3.1  Bei der Vergabe von Aufträgen sind anzuwenden:  
 
3.1.1 Wenn die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere 

Stellen der Gesamtbetrag der Zuwendung mehr als 50 000 
Euro beträgt, Abschnitt 2 des Tariftreue- und Vergabege-
setzes. 

 
3.1.2 Bei der Vergabe von Aufträgen, deren geschätzter Auf-

tragswert ohne Umsatzsteuer die durch § 106 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in Bezug ge-
nommenen Schwellenwerte erreicht oder überschreitet, sind 
Teil 4 des GWB und die darauf basierenden Vorschriften 
anzuwenden. 

 
3.2  Auch Aufträge, die diese Betragsgrenze nicht erreichen, sind 

unter den Gesichtspunkten der wirtschaftlichen und spar-
samen Mittelverwendung auf der Grundlage mehrerer in der 
Regel schriftlicher Angebote (Wettbewerb) zu vergeben.  

 
3.3  Abweichende und ergänzende Regelungen des Zuwen-

dungsbescheides sind zu beachten.  
 
4.  Inventarisierungspflicht  
 Der Zuwendungsempfänger hat Gegenstände, die innerhalb 

der geltenden Wertgrenzen nicht als geringwertige Wirt-
schaftsgüter gelten, zu inventarisieren. Soweit aus beson-
deren Gründen die Stadt Bremerhaven Eigentümerin ist 
oder wird, sind die Gegenstände in dem Inventarverzeichnis 
besonders zu kennzeichnen.  

 
5.  Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers  
 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der 

Bewilligungsbehörde anzuzeigen, wenn  
 
5.1.  er nach Vorlage des Haushalts- oder Wirtschaftsplans 

weitere Zuwendungen bei anderen öffentlichen Stellen be-
antragt oder von ihnen erhält oder wenn sich eine wesent-
liche Ermäßigung der Gesamtausgaben oder eine wesent-
liche Änderung der Finanzierung ergibt,  

 
5.2  für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände 

sich ändern oder wegfallen, insbesondere der Zuwen-
dungszweck nicht zu erreichen ist,  

 
5.3  die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb 

von zwei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden 
können,  
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5.4  ein Konkurs- oder Vergleichsverfahren gegen ihn beantragt 

oder eröffnet wird.  
 
6.  Buchführung  
 
6.1  Der Zuwendungsempfänger hat über alle Einnahmen und 

Ausgaben Buch zu führen. Sofern dies nicht ohnehin nach 
den Regeln der kaufmännischen doppelten Buchführung 
geschieht, ist insbesondere auf folgendes zu achten:  

 
6.1.1  Einnahmen und Ausgaben sind in zeitlicher Reihenfolge ge-

trennt voneinander in voller Höhe zu verbuchen und zu be-
legen,  

 
6.1.2  Personal- und sonstige Betriebsausgaben sind nach den 

wesentlichen Ausgabearten getrennt voneinander auszu-
weisen,  

 
6.1.3  die Aufzeichnungen müssen die einmal jährlich aufzustel-

lende Jahresabrechnung ermöglichen.  
 
6.2  Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen 

Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege ins-
besondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der 
Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den 
Verwendungszweck.  

 
6.3  Der Zuwendungsempfänger hat die Bücher, Belege und alle 

sonstigen Geschäftsunterlagen fünf Jahre nach Vorlage des 
Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach 
steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere 
Aufbewahrungsfrist bestimmt ist.  

 
7.  Nachweis der Verwendung  
 
7.1  Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs 

Monaten nach Ablauf des Haushalts- oder Wirtschaftsjahres 
nachzuweisen (Verwendungsnachweis). Der Verwen-
dungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem 
zahlenmäßigen Nachweis.  

 
7.2  In dem Sachbericht sind die Tätigkeit des Zuwendungs-

empfängers sowie das erzielte Ergebnis im abgelaufenen 
Haushalts- oder Wirtschaftsjahr darzustellen. Tätigkeits-, 
Geschäfts-, Abschluss- und Prüfungsberichte und etwaige 
Veröffentlichungen sind beizufügen.  

 
7.3  Der zahlenmäßige Nachweis besteht aus der Jahresrech-

nung oder bei kaufmännischer doppelter Buchführung dem 
Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und 
auf Verlangen der Bewilligungsbehörde eine Überleitungs-
rechnung auf Einnahmen und Ausgaben). Die Jahresrech-
nung muss alle Einnahmen und Ausgaben des abgelaufe-
nen Haushaltsjahres in der Gliederung des Haushalts- oder 
Wirtschaftsplans enthalten sowie das Vermögen und die 
Schulden zu Beginn und Ende des Haushaltsjahres aus-
weisen.  

 
7.4  Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, daß die Aus-

gaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam 
verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und 
Belegen übereinstimmen.  

 
7.5  Ist neben der institutionellen Förderung auch eine Zuwen-

dung zur Projektförderung bewilligt worden, so ist jede Zu-
wendung getrennt nachzuweisen. In jedem Falle sind in dem 
Verwendungsnachweis für die institutionelle Förderung die 
Zuwendungen zur Projektförderung nachrichtlich anzuge-
ben.  

 
 
8.  Prüfung der Verwendung  
 
8.1  Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und 

sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Ver-

wendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu 
prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zu-
wendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen be-
reitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen.  

 
8.2  Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prü-

fungseinrichtung, ist von dieser der Verwendungsnachweis 
vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Er-
gebnisses zu bescheinigen.  

 
8.3  Der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen ist be-

rechtigt, bei dem Zuwendungsempfänger zu prüfen (§ 91 
LHO).  

 
9.  Erstattung der Zuwendung, Verzinsung  
 
9.1  Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbe-

scheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (§§ 48, 49, 49a 
BremVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften unwirksam 
oder mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen 
oder widerrufen wird.  

 
9.2  Nr. 9.1 gilt insbesondere, wenn  
 
9.2.1  eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.B. nachträgli-

che Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finan-
zierung nach Nr. 2),  

 
9.2.2  die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige An-

gaben erwirkt worden ist,  
 
9.2.3  die Zuwendung oder aus der Zuwendung beschaffte Ge-

genstände nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen 
Zweck oder unwirtschaftlich verwendet wird.  

 
9.3  Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in 

Betracht kommen, soweit der Zuwendungsempfänger  
 
9.3.1  die Zuwendung nicht innerhalb von zwei Monaten nach 

Auszahlung für fällige Zahlungen verwendet oder  
 
9.3.2  Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist 

erfüllt, insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungs-
nachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten 
(Nr. 5) nicht rechtzeitig nachkommt. 

 
9.4  Der Erstattungsanspruch ist gemäß § 49 a BremVwVfG  

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB für 
das Jahr zu verzinsen.  

 
9.5  Werden Zuwendungen nicht innerhalb von zwei Monaten  

nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks 
verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zu-
rückgenommen oder widerrufen, können für die Zeit von der 
Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung 
ebenfalls Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz (vgl. Nr. 9.4) für das Jahr verlangt werden. 
Entsprechendes gilt, soweit Zuwendungen in Anspruch 
genommen werden, obwohl andere Mittel anteilig oder vor-
rangig einzusetzen sind.  

 
 


